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2	 Das Zukunftspanel Staat 
& Verwaltung 2014 basiert 
auf einer weitgehenden 
Vollerhebung der allge­
meinen öffentlichen Ver­
waltung in Deutschland. 
Die Auswertung erfolgte 
von einem Forscherteam 
der Hertie School of Go­
vernance. 

3	 Wegweiser GmbH Berlin 
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(Hrsg.): Zukunftspanel 
Staat & Verwaltung 
2014, Berlin 2014.

Der demografische und soziale Wandel beein-
flusst und verändert die Arbeitswelt, weil er zu 
einem Wandel in der Zusammensetzung des 
Arbeitskräfteangebots führt und damit öffent-
liche wie private Arbeitgeber vor große Heraus-
forderungen stellt: Mit welchen Instrumenten 
können neue Fachkräfte im In- und Ausland 
rekrutiert werden? Wie können Motivation, 
Leistungsfähigkeit und Wissen der Beschäf-
tigten lebensphasenorientiert erhalten und 
gefördert werden? Wie kann schließlich das 
Ausscheiden aus dem Berufsleben begleitet 
und das Wissen in der Organisation rechtzei-
tig gesichert werden? 

Die öffentliche Verwaltung steht bei diesen 
Fragen vor besonderen Herausforderungen, 
da sie ihre Angebote und Dienstleistungen an 
die veränderten Bedürfnisse einer sich wan-
delnden Bevölkerung anpassen und zugleich 
darauf reagieren muss, dass die eigene Beleg-
schaft älter, bunter und weiblicher wird. Hin
zu kommt, dass öffentliche Arbeitgeber in 
Zukunft stärker mit der Privatwirtschaft um 
qualifizierte Fachkräfte konkurrieren müssen. 
Viele Verwaltungen haben bereits heute 

Schwierigkeiten, Stellen im technischen Be-
reich oder im Gesundheits- und Sozialwesen 
adäquat zu besetzen, da geeignete Kandidat/ 
-innen fehlen oder die Privatwirtschaft mit 
attraktiveren Angeboten wirbt.1

Eine aktuelle Befragung2 zeigt, dass das Thema 
„Modernisierung des Personalmanagements“ 
als Zukunftsthema der Personalentwicklung 
den Verantwortlichen in der öffentlichen Ver­
waltung präsent ist. Die Herausforderungen in 
Verbindung mit dem demografischen Wandel 
werden von ihnen als eine der drei wichtigs­
ten Herausforderungen für die öffentliche Ver­
waltung in den nächsten 5 Jahren benannt.3

Zahlreiche Studien und Projekte der letzten 
Jahre widmen sich der Positionierung der 
öffentlichen Verwaltung im demografischen 
Wandel (Übersicht 1). Im Rahmen der Demo­
grafiestrategie der Bundesregierung wurde 
2012 die Arbeitsgruppe „Der öffentliche 
Dienst als attraktiver und moderner Arbeit­
geber“ unter Federführung des Bundesinnen­
ministeriums eingesetzt. Dort sind neben 

Zukunftsorientiertes Personalmanagement 
in der öffentlichen Verwaltung 
Einblick in die Informations- und Beratungspraxis des  
Kompetenzzentrums Beruf & Familie Baden-Württemberg

Das Kompetenzzentrum Beruf &  
Familie der FamilienForschung Baden-
Württemberg unter dem Dach des 

Statistischen Landesamtes informiert, berät 
und vernetzt im Auftrag des Ministeriums 
für Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen 
und Senioren Baden-Württemberg seit 2008 
alle Arbeitgeber im Land bei der familienbe­
wussten und demografieorientierten Orga­
nisationsentwicklung. Als Ansprechpartner 
für öffentliche Verwaltungen, Unternehmen 
und Non-Profit-Organisationen entwickelt das 
Kompetenzzentrum passgenaue und praxis­
orientierte Konzepte – zugeschnitten auf die 
Situation vor Ort und mit Beteiligung aller re­
levanten Zielgruppen. Zum Portfolio gehören 

�� Fortbildungen für Fach- und Führungs­
kräfte, 

�� das „Programm familienbewusst & demo­
grafieorientiert“, 

�� das landesweite „BW-Forum für Personal­
verantwortliche im Öffentlichen Dienst“ 
und 

�� regionale Strategiekonferenzen zur fami­
lienbewussten Fachkräftesicherung. 

Über besondere Expertise verfügt das 
Kompetenzzentrum in den Zukunftsthemen 
„Dual Career“ und „Elder Care“. Zudem 
trägt das Team durch Fachvorträge, Ver­
anstaltungsmoderationen und Veröffent­
lichungen dazu bei, eine familienbewusste 
und demografieorientierte Personalpolitik 
in Baden-Württemberg in die Fläche zu tra­
gen. Wichtige Bausteine für die regionale 
und überregionale Vernetzung sind das Inter­
netportal www.kompetenzzentrum-bw.de 
mit vielen guten Beispielen und Kontakten 
zu Expert/innen aus der Praxis sowie der 
regelmäßig erscheinende Newsletter. 
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4	 Darunter auch Baden-
Württemberg.

5	 BMI: Arbeitsgruppe 
„Der öffentliche Dienst 
als attraktiver und mo­
derner Arbeitgeber“, 
Fortschreibung und Wei­
terentwicklung der 
Agenda, 2014: www.
demografieportal.de/
SharedDocs/Arbeits 
gruppen/DE/2014/Pro 
gramme/AG_F_Arbeits 
programm.pdf?__
blob=publicationFile 
(26. Januar 2015).

Vertreter/-innen von Bundesministerien zwei 
Repräsentant/-innen der Länder4 und für die 
Kommunen der Landkreistag beteiligt. Themen, 
die für die Arbeitsgruppe im Mittelpunkt stehen, 
sind Personalbedarfsanalyse und Wissensnach­
schub, Ausbau familienfreundlicher Arbeits­
modelle sowie Erhalt der Arbeitsfähigkeit der 
Beschäftigten.5 

Modernes Personalmanagement:  
Erfolgsfaktor im demografischen Wandel

Auch in Baden-Württemberg widmen sich 
öffentliche Arbeitgeber diesen Fragestellungen 
und entwickeln eigene Handlungsansätze. Der 
Gemeindetag Baden-Württemberg gab 2009 
ein Papier „Führungsaufgabe Personalentwick­
lung“ mit Empfehlungen zu Personalentwick­
lung, Personalmarketing und Ausbildung he­
raus und wirkte 2012 an der Dokumentation 
„Demografiefeste Personalverwaltung“ des 
Deutschen Städte- und Gemeindebundes mit. 
Die Duale Hochschule Baden-Württemberg hat 
Demografiemanagement als Schwerpunkt­
thema in ihren Rahmenstudienplan der Studien­
richtung BWL-Personalmanagement aufgenom­
men. Vermittelt werden personalwirtschaftliche 
Handlungsfelder wie zum Beispiel Altersstruk­
turanalyse, Wissensmanagement, Mitarbeiter­
bindung, alternsgerechte Organisationsgestal­
tung und Gesundheitsmanagement. Die Robert 
Bosch Stiftung rief 2012 das Förderprogramm 
„Die Kommunalverwaltung Baden-Württem­
berg im Zeichen des demographischen Wan­
dels“ ins Leben. Ziel des Förderprogramms ist 
es, baden-württembergische Kommunen dabei 
zu unterstützen, in Zeiten von älter werdenden 
Belegschaften, Arbeitsverdichtung und kom­

Frauenanteil in den Landesbehörden und -betrieben sowie in den Gemeinden
und Gemeindeverbänden in Baden-Württemberg 2013S1

Statistisches Landesamt Baden-Württemberg 224 15

Anteile in %

Landesbehörden/-betriebe Gemeinden/Gemeindeverbände

60,7

unter 25 25 – 35 35 – 45 45 – 55 55 und älter
im Alter von ... bis unter ... Jahren

65,3

74,6

63,9
70,9

61,4
65,1

54,9 52,2
56,1

Datenquelle: Personalstandstatistik vom 30. Juni 2013.

Bundesministerium des Innern (Hrsg.): 
Demografiesensibles Personalmanage­
ment in der Bundesverwaltung, Berlin 
2012.

Deutscher Städte- und Gemeindebund 
(DStGB) (Hrsg.): Demografiefeste Per­
sonalverwaltung, Berlin 2013.

Kommunale Gemeinschaftsstelle für Ver­
waltungsmanagement (KGSt): Der 
demografische Wandel in Kommunal­
verwaltungen. Strategische Ausrich­
tung und Handlungsansätze des Per­
sonalmanagements, 2010.

Länder-Bund-Arbeitsgruppe Zukunft Per­
sonal (AG ZuP): Demografie und Per­
sonalentwicklung im öffentlichen 
Dienst. Bericht der Länder-Bund- 
Arbeitsgruppe Zukunft Personal ZuP 
des Unterausschusses „Personal und 
öffentliches Dienstrecht“ des Arbeits­
kreises VI „Organisation, öffentliches 
Dienstrecht und Personal“ der Stän­
digen Konferenz der Innenminister 
und -senatoren der Länder, 2012.

Robert Bosch Stiftung GmbH (Hrsg.): 
Demographieorientierte Personalpolitik 
in der öffentlichen Verwaltung. Studie 
in der Reihe „Alter und Demographie“, 
Stuttgart 2009.

Beispielhafte StudienÜ1
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6	 Weitere Informationen: 
www.bosch-stiftung.de 
(26. Januar 2015).

plexeren Prozessen leistungsfähig zu bleiben 
und zugleich ein attraktiver Arbeitgeber für 
qualifizierten Nachwuchs zu sein.6 Auch die 
baden-württembergische Landesregierung 
unterstützt öffentliche und private Arbeitgeber 
mit Beratungsangeboten wie dem Kompetenz­
zentrum Beruf & Familie Baden-Württemberg 
(siehe i-Punkt „Kompetenzzentrum Beruf &  
Familie“).

Mehr Frauen, mehr Teilzeitbeschäftigte, mehr 
Ältere: Trends im öffentlichen Personal- 
management in Baden-Württemberg 

Warum ein zukunftsorientiertes Personal­
management insbesondere familienbewusst 
und demografieorientiert gestaltet werden 
muss, zeigt ein Blick auf die Personalstand­
statistik 2013 für die öffentliche Verwaltung in 
Baden-Württemberg. Der Frauenanteil ist seit 
dem Jahr 2000 kontinuierlich gestiegen, auf 
kommunaler Ebene von 61 % auf 63 %, auf 
Landesebene von 49 % auf 58 %. Besonders 
hoch ist der Frauenanteil an den Nachwuchs­
kräften unter 25 Jahren. Bei den Gemeinden/
Gemeindeverbänden sind drei von vier Be­
schäftigten dieser Altersgruppe weiblich, bei 
den Landesbehörden und -betrieben 65 % 
(Schaubild 1). 

Ein weiterer Trend ist die verstärkte Inanspruch­
nahme von Teilzeitmodellen. Mitte 2013 arbei­
teten auf kommunaler Ebene 41 % der Be­
schäftigten in Teilzeit, auf Landesebene 37 %. 
Im Jahr 2000 lag der Anteil an Teilzeitbeschäf­
tigten mit 34 % auf kommunaler und 29 % auf 
Landesebene noch deutlich darunter. Nach 
wie vor nehmen überwiegend Frauen Teilzeit­

modelle in Anspruch. Im Jahr 2013 waren im 
kommunalen Bereich 59 % der weiblichen 
Beschäftigten in Teilzeit beschäftigt, bei den 
Männern lag dieser Anteil nur bei 11 %. Ein 
ähnliches Bild zeigt sich auf Landesebene. 
Hier arbeiteten 52 % der Frauen und 16 % der 
Männer in Teilzeit. 

Eine weitere wichtige Perspektive ergibt sich 
bei der Betrachtung der Altersstruktur in den 
Verwaltungen. Im Jahr 2000 lag das Durch­
schnittsalter der Beschäftigten auf kommunaler 
Ebene bei 41,2 Jahren und auf Landesebene 
bei 43 Jahren, Mitte 2013 bereits bei 44,9 Jah­
ren auf kommunaler und bei 43,6 Jahren auf 
Landesebene. Bei den Gemeinden/Gemeinde­
verbänden war die Altersgruppe der 45- bis 
55-Jährigen mit 35 % die mit Abstand größte 
Beschäftigtengruppe. Insgesamt waren 58 % der 
Beschäftigten 45 Jahre und älter. Die Gruppe 
der Nachwuchskräfte unter 35 Jahre ist mit 
22 % deutlich kleiner. Auf Landesebene zeigt 
sich diesbezüglich ein etwas ausgeglicheneres 
Bild, wenngleich der Anteil der älteren Beschäf­
tigten auch hier deutlich zugenommen hat 
(Schaubild 2). 

Mehr Väter in Elternzeit, höhere Vereinbar-
keitsanforderungen, mehr Pflegebedürftige: 
Soziale und gesellschaftliche Trends 

Weitere Herausforderungen im Personalma­
nagement und in der Personalführung erge­
ben sich durch die zunehmende Inanspruch­
nahme von Elternzeiten seitens der Väter, durch 
wachsende Anforderungen von Frauen und 
Männern an eine gute Vereinbarkeit von Beruf 
und Familie, durch Fachkräfteengpässe in aus­

Altersstruktur in den Landesbehörden und -betrieben sowie in den Gemeinden
und Gemeindeverbänden in Baden-Württemberg 2013S2

Statistisches Landesamt Baden-Württemberg 223 15

Anteile in %

Landesbehörden/-betriebe Gemeinden/Gemeindeverbände

34,5

unter 25 25 – 35 35 – 45 45 – 55 55 und älter
im Alter von ... bis unter ... Jahren

4,7
7,7

24,2

14,4

22,3
19,8

24,3 24,4 23,6

Datenquelle: Personalstandstatistik vom 30. Juni 2013.
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7	 Simak, L.: Die Weichen 
richtig stellen: familien­
bewusste und demo­
grafieorientierte Perso­
nalpolitik in der öffent- 
lichen Verwaltung, in: 
Statistisches Monatsheft 
Baden-Württemberg 
3/2013, S. 43–46.

8	 Flüter-Hoffmann, C./
Sporket, M.: Arbeit und 
Beschäftigung im demo­
grafischen Wandel – 
Konsequenzen für das 
strategische Personal­
management, in: Hüt­
her/Naegele (Fußn. 1), 
S. 216; Hammermann, 
A./Stettes, O.: Lebens­
phasenorientierte Per­
sonalpolitik. Theore­
tisches Konzept und 
empirische Evidenz, 
IW-Analysen 97, Köln 
2014.

gewählten Branchen und Regionen sowie durch 
den steigenden Anteil von Beschäftigten mit 
Pflegeverantwortung.7 Viele Personalverant­
wortliche im öffentlichen Dienst suchen daher 
tragfähige Konzepte, um ihre Beschäftigten bei 
der Vereinbarkeit von Beruf und Familie zu un­
terstützen – zum Beispiel mit flexiblen Arbeits­
zeitmodellen und einer teamorientierten Ar­
beitsorganisation oder mit Prozessstandards 
für Elternzeiten und Wiedereinstieg. Entspre­
chende Kontakthalteprogramme zum Beispiel 
mit Weiterbildungsmöglichkeiten während der 
Elternzeit erfahren zunehmend Aufmerksam­
keit. 

Aufgrund ihres hohen Anteils älterer Mit­
arbeiter/-innen beschäftigen sich öffentliche 
Arbeitgeber aber auch intensiv mit der Frage, 
wie sich Motivation und Leistungsfähigkeit 
ihrer Beschäftigten mit zunehmendem Alter 
verändern und wie ein entsprechend alterns­
gerechtes und lernförderliches Arbeitsumfeld 
aussehen kann. Bei vielen öffentlichen Arbeit­
gebern zeigt sich, dass insbesondere auf den 
Führungsebenen „Verrentungswellen“ ein­
treten werden. Dies wirft die Frage auf, wie 
relevantes Wissen innerhalb einer Organisation 
gehalten und weitergegeben werden kann. 
Zudem spielt eine wichtige Rolle, wie öffent­

liche Arbeitgeber attraktiv für junge Nachwuchs­
kräfte sein und ihr Arbeitgebermarketing ent­
sprechend gestalten können. 

Systematische Bestandsaufnahme:  
Handlungsfelder einer zukunftsorientierten 
Personalpolitik

Eine zukunftsorientierte Personalpolitik hat 
viele Facetten. Im Kern geht es für Arbeitgeber 
darum, demografische Aspekte und verän­
derte Vereinbarkeitsanforderungen bei ihrem 
Personalmanagement und ihrer Personalfüh­
rung verstärkt und systematisch zu beachten, 
zum Beispiel mit einer gezielten bedarfsorien­
tierten Unterstützung der Mitarbeiter/-innen 
in ihren jeweiligen Karriere- und Familien­
phasen8. Konkrete Ansatzpunkte können sich 
– in Abhängigkeit der jeweiligen Rahmenbe­
dingungen vor Ort – in nachfolgenden Hand­
lungsfeldern eröffnen (Übersicht 2):

�� Führung: Eine wertschätzende und mit­
arbeiterorientierte Führungskultur sowie 
die aktive Einbindung der Führungskräfte 
sind Erfolgsfaktoren für eine zukunftsorien­
tierte Organisationsentwicklung. An der 
Schnittstelle zwischen Leitung und Beleg­
schaft sind Führungskräfte die zentralen 
Weichensteller/-innen einer familienbe­
wussten und demografieorientierten Perso­
nalpolitik. Ihnen kommt eine Schlüsselrolle 
zu, wenn es darum geht, ein gutes Arbeits­
klima zu schaffen, das Leistung und Motiva­
tion der Belegschaft bis zum Renteneintritt 
fördert. Damit Führungskräfte dieser an­
spruchsvollen Rolle gerecht werden können, 
muss ihnen das nötige Wissen und Instru­
mentarium für „gute Führung“ an die Hand 
gegeben werden. Dazu zählen gezielt aufbe­
reitete und regelmäßige Informationen zu 
bestehenden Angeboten in der Organisation 
ebenso wie regelmäßige und professionelle 
Sensibilisierungs-, Reflektions- und Aus­
tauschverfahren zum eigenen Führungs­
verhalten. Besonders wichtig sind Formate, 
in denen praxistaugliche Führungs- und 
Kommunikationstechniken zur mitarbeiter­
orientierten Führung erlernt werden und Füh­
rungskräfte sich über ihre Erfahrungen aus­
tauschen können (beispielsweise in Feed- 
back-Prozessen, Coachings, Fortbildungen). 
Weitere Maßnahmen, die Arbeitgeber er­
greifen, um eine mitarbeiterorientierte Füh­
rungskultur zu fördern, sind unter anderem 
die Erarbeitung verbindlicher Führungsleit­
linien unter Beteiligung der Führungskräfte 
oder eine offizielle Positionierung der Haus­
spitze, um die Relevanz des Themas für die 
Organisation zu unterstreichen.

Handlungsfelder eines zukunftsorientierten  
PersonalmanagementsÜ2

Quelle: Kompetenzzentrum Beruf & Familie Baden-Württemberg
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9	 Die Arbeitsgruppe „Der 
öffentliche Dienst als 
attraktiver und moder­
ner Arbeitgeber“ emp­
fiehlt im Rahmen der 
Demografiestrategie die 
Einführung mobilen 
Arbeitens (ohne festen 
PC mit Notebook außer­
halb der Dienststelle), 
die Weiterentwicklung 
des Pilotprojekts zu 
Langzeitkonten sowie 
die Entwicklung einer 
Handlungsempfehlung 
zu „Führen in Teilzeit“ 
(BMI 2014, Fußn. 5).

10	 Kruse, A./Schmitt E.: 
Potenziale im Alter – 
Personen und Gesell­
schaftskonzepte zum 
Verständnis eines 
selbstverantwortlichen 
und mitverantwort­
lichen Lebens im Alter, 
in: Kruse, A. (Hrsg.): 
Potenziale im Alter, Hei­
delberg 2010, S. 14–32.

11	 Weitere Informationen: 
www.kompetenz 
zentrum-bw.de/FFBetr/
Infomaterial/detail.
asp?20141111.8.xml 
(26. Januar 2015).

12	 Charta der Vielfalt e.V. 
(Hrsg.): Vielfalt, Chancen­
gleichheit und Inklusion 
– Diversity Management 
in öffentlichen Verwal­
tungen und Einrichtun­
gen, Berlin 2014.

13	 Weitere Informationen:  
www.integrations 
ministerium-bw.de/ 
pb/,Lde/Interkulturelle+ 
Oeffnung+der+Landes 
verwaltung  
(26. Januar 2015).

14	 Weitere Informationen: 
www.fachkraefte- 
ostwuerttemberg.de/de/
home/arbeit-jobs/will 
kommen.html  
(26. Januar 2015).

�� Arbeitszeit und -organisation: Flexible 
Arbeitszeitmodelle sind aus Sicht der Be­
schäftigten eine wichtige Stärke der öffent­
lichen Verwaltung, denn Zeitsouveränität 
ist ein zentrales Element für Mitarbeiterzu­
friedenheit. Egal, ob Beschäftigte Kinder 
betreuen, Angehörige pflegen oder ob sie 
ihr Privatleben aus anderen Gründen bes­
ser mit dem Beruf vereinbaren möchten. 
Arbeitszeit- und Arbeitsorganisationsmo­
delle wurden in den letzten Jahren erheb­
lich flexibilisiert und ausgeweitet: Gleiten­
de Arbeitszeiten, Homeoffice-Regelungen 
und Telearbeitsplätze sind in vielen Behör­
den vorhanden und werden weiter ausge­
baut.9 In der Praxis zeigt sich, dass flexible 
Arbeitsmodelle nur dann für Beschäftigte 
(aller Hierarchiestufen) attraktiv sind, wenn 
sie durch eine ermöglichende Organisati­
onskultur mit Fokus auf Aufgaben- und Er­
gebnisorientierung getragen sind. Zudem 
muss die Arbeits(um)organisation bezüg­
lich Aufgabenzuschnitt, Erreichbarkeit, 
Kommunikationsfluss, Zuständigkeits- und 
Vertretungsregelungen klar definiert sein, 
damit den Beschäftigten aus der tatsäch­
lichen Inanspruchnahme keine Nachteile 
erwachsen. 

�� Personalentwicklung: Eine zukunftsorien­
tierte Personalentwicklung hat zum Ziel, 
Strukturen, Weiterbildungs-, Wiedereinstiegs- 
und berufliche Entwicklungsmöglichkeiten 
so zu gestalten, dass die Beschäftigten ein 
Umfeld vorfinden, in dem Leistungsfähig­
keit, Motivation und Gesundheit bis zum 
Renten- und oder Pensionseintritt erhalten 
und gefördert werden.  
 
Eine differenzierte Blickweise auf das Alter(n) 
in Verwaltungen ist angesichts einer altern­
den Belegschaft zentral. Ältere Arbeitnehmer/ 
-innen sind nicht weniger, sondern anders 
leistungsfähig als jüngere. Leistungsfähig­
keit, Problemlösungskompetenz, Kommuni­
kations-, Innovations- und Lernfähigkeit 
sind in hohem Maße von Reizen abhängig, 
denen die Beschäftigten im Laufe ihres 
Berufslebens ausgesetzt sind. Diese können 
durch gezielte Maßnahmen in den Bereichen 
Prävention, betriebliche Gesundheitsförde­
rung und Arbeitsorganisation (Altersteilzeit, 
generationenübergreifende Teams, Lern­
tandems, Mentoring) erhalten, gefördert 
und auch erweitert werden.10  
 
In Anbetracht der erwarteten Altersabgänge 
besteht in diesem Bereich Handlungsbedarf 
für Verwaltungen insbesondere bei der Orga­
nisation eines systematischen Wissens­
transfers. Wiederbesetzungssperren und 

kaum überlappende Nachbesetzungen er­
schweren diese Aufgaben. Bislang gibt es 
noch nicht viele Arbeitgeber, die ein syste­
matisches Vorgehen etabliert haben, zum 
Beispiel um relevantes Wissen zu definie­
ren und in strukturierten Gesprächen oder 
Dokumenten weiterzugeben. Die Polizei 
Baden-Württemberg hat 2012 angesichts 
der hohen Zahl anstehender Ruhestands­
eintritte eine Projektgruppe „Wissens- und 
Erfahrungstransfer“ eingerichtet, die unter 
wissenschaftlicher Begleitung ein fünf­
stufiges Modell erarbeitet hat, mit dem 
vorhandenes Wissen und Erfahrungen 
systematisch gesichert werden können. 
Nach einer Pilotphase wird dieses Modell 
nun landesweit umgesetzt.11

�� Diversity: Durch Diversity-Management 
werden Personalpolitik und Personalprozesse 
von Organisationen so gestaltet, dass die 
Beschäftigtenstruktur die personelle und 
kulturelle Vielfalt der Bevölkerung wider­
spiegelt und alle Mitarbeitenden Chancen­
gleichheit und Wertschätzung erfahren. Der 
Fokus auf das Thema Vielfalt hilft Organi­
sationen zum einen dabei, neue Bewerber­
gruppen (ältere Arbeitnehmer/-innen, inter­
nationale Fachkräfte, Fachkräfte mit Migra- 
tionshintergrund, Menschen mit Behinde­
rung, Teilzeitbeschäftigte, Frauen) in den 
Blick zu nehmen und vergrößert damit den 
Bewerberkreis. Zum anderen sorgt Diversity-
Management dafür, die eigene Vielfalt in der 
Verwaltung zu erkennen und noch stärker 
als bisher wertzuschätzen.12 
 
Um den Erwerb interkultureller Kompeten­
zen zu fördern, hat das baden-württember­
gische Ministerium für Integration ein Schu­
lungsangebot für Ministerialverwaltungen, 
Regierungspräsidien und Landkreise ent­
wickelt. Auf kommunaler Ebene bietet das 
Integrationsministerium zusammen mit dem 
Volkshochschulverband Baden-Württemberg 
Workshops zum Erwerb interkultureller 
Kompetenzen an.13 
 
Im zunehmenden Wettbewerb um qualifi­
zierte Arbeitskräfte sind Konzepte zur Fach­
kräftesicherung ohne Etablierung einer Will­
kommenskultur kaum noch zukunftsfähig. 
Deswegen hat die IHK Ostwürttemberg ge­
meinsam mit einigen größeren Unternehmen 
und in Kooperation mit den Städten Aalen, 
Heidenheim und Schwäbisch-Gmünd den 
„Internationalen Club Ostwürttemberg“ 
gegründet, der die Willkommenskultur für 
ausländische Fach- und Führungskräfte 
verbessern soll.14 Auch andere Regionen 
in Baden-Württemberg, zum Beispiel der 
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15	 Vgl. dazu Dokumentation 
der Regionalen Strategie­
konferenz am 20.3.2014: 
„WELCOME – BIENVE­
NUE – BIENVENIDO –  
BENVENUTO – DOBRE 
DOSHAL – FACHKRÄFTE 
FÜR DEN LANDKREIS“, 
www.kompetenz 
zentrum-bw.de/FFBetr/
Reg_StratKonf_Dok2014-
03-12.asp (26. Januar 
2015).

16	 Walter, U./Reuter, D.: 
Prävention und Gesund­
heitsförderung als poli­
tische Strategien für 
Beschäftigungsfähigkeit 
und Teilhabe im Alter, in: 
Hüther/ Naegele 
(Fußn. 1), S. 232.

17	 Bundesanstalt für Ar­
beitsschutz und Arbeits­
medizin (Hrsg.): Kein 
Stress mit dem Stress. 
Lösungen und Tipps für 
gesundes Führen, Dort­
mund 2013, S. 5; Initia­
tive Neue Qualität der 
Arbeit, Verwaltung der 
Zukunft. Praxisreport 
mit Beispielen für eine 
moderne Personalpoli­
tik, Berlin 2014, S. 87–88.

18	 Weitere Informationen: 
www.kompetenz 
zentrum-bw.de/FFBetr/
Infomaterial/detail.
asp?20141111.5.xml  
(26. Januar 2015).

19	 Weitere Informationen: 
www.familie-heidel 
berg.de/bffh/index-
a-1109.html (26. Januar 
2015).

Landkreis Breisgau-Hochschwarzwald, 
gehen das Thema mit einem breiten Bünd­
nis von Akteuren an.15

�� Gesundheitsmanagement: Angesichts älter 
werdender Belegschaften und insgesamt 
längerer Lebensarbeitszeiten hat das Enga­
gement für den Erhalt der Arbeits- und 
Beschäftigungsfähigkeit der eigenen Mit­
arbeiter/-innen einen besonderen Stellen­
wert. Maßnahmen zur Gesunderhaltung 
sollten bereits präventiv und zu einem  
frühen Zeitpunkt ansetzen. Insbesondere 
chronische Erkrankungen ergeben sich 
durch eine einseitige Ausübung von Tätig­
keiten, ein belastendes Arbeitsumfeld und/
oder eine ungesunde Lebensführung. Ge­
sundheitszirkel, Gesundheitskurse, Koope­
rationen mit Fitness- und Gesundheits­
einrichtungen, berufsgruppenspezifische 
Gesundheitsvorsorge, Arbeitsplatzanalysen, 
Schulungen und sensibilisierende Gesund­
heitsaktionen sowie die Prüfung der Füh­
rungs- und Organisationskultur sind Maß­
nahmen, die bei vielen Arbeitgebern auf 
der Agenda stehen.16 
 
Neben Maßnahmen zum Erhalt und zur 
Förderung der physischen ist die psychische 
Gesundheit im Rahmen des Gesundheits­
managements aktuell besonders relevant. 
Während psychische Erkrankungen vor 
20 Jahren noch nahezu bedeutungslos 
waren, sind sie heute die zweithäufigste 
Diagnosegruppe bei Krankschreibung bzw. 
Arbeitsunfähigkeit und die häufigste Früh­
verrentungsursache. Psychische Krankheits­
bilder sind in der öffentlichen Verwaltung 
besonders häufig. Laut DAK-Gesundheits­
report liegt der Krankenstand – bezogen 
auf psychische Erkrankungen – in der öffent­
lichen Verwaltung ein Drittel über dem 
Durchschnitt.17 Umstrukturierungen, Per­
sonalverknappung und Arbeitsverdichtung 
sowie ungewisse Aufstiegsperspektiven 
haben die Arbeitssituation in den letzten 
Jahren in vielen Behörden verschärft. Ge­
fragt sind betriebliche Lösungen, die Rah­
menbedingungen am Arbeitsplatz verändern 
und die Resilienz der Beschäftigten sowie 
der Organisation stärken.  
 
Um die Situation für die eigene Organisation 
besser einschätzen und passgenaue Maß­
nahmen ergreifen zu können, führt das 
Landratsamt Biberach derzeit eine Analyse 
psychosozialer Gefährdungen am Arbeits­
platz durch, die auf einer Mitarbeiterbefra­
gung beruht und bereichsspezifisch ausge­
wertet wird18. Weitere Maßnahmen sind 
Seminare und Coachings zu Stress- und 

Zeitmanagement und Entspannungsmetho­
den sowie Schulungen für Führungskräfte 
zum Erhalt der psychischen Mitarbeiter/ 
-innen-Gesundheit sowie zum Erkennen 
und Umgang mit Überlastungssituationen.

�� Services: Betriebliche Angebote zur Unter­
stützung bei der Vereinbarkeit von Beruf 
und Familie tragen zur Reduktion von Fluk­
tuation und Fehlzeiten und zum Erhalt der 
Gesundheit bei. Neben der Unterstützung 
bei der Kinderbetreuung (beispielsweise bei 
der Notfall- und Ferienbetreuung) rückt in 
diesem Handlungsfeld bei Verwaltungen 
verstärkt die Unterstützung der Beschäf­
tigten bei der Vereinbarkeit von Beruf und 
Pflege in den Vordergrund.  
 
Die Praxis zeigt, dass für pflegende Ange­
hörige die Unterstützung in Form von 
schneller und konkreter Auskunft über be­
triebliche und externe Möglichkeiten und 
Angebote vor Ort hilfreich ist. Im Verbund 
mit anderen Arbeitgebern qualifizieren das 
Finanzamt und das Landgericht Heidelberg 
Mitarbeiter/-innen, die als Pflegelotsen für 
das Thema im Betrieb ansprechbar sind. Im 
Bedarfsfall können sie als erste Anlaufstelle 
für Betroffene fungieren und eine wertvolle 
Lotsenfunktion übernehmen. Sie bündeln 
wichtige Informationen zum Thema Beruf 
und Pflege, sind Kontaktperson für Beschäf­
tigte in der Pflegezeit und fördern dadurch 
eine familienfreundliche Unternehmens­
kultur.19

�� Kommunikation: Öffentliche Arbeitgeber 
stehen zunehmend im Wettbewerb mit der 
Privatwirtschaft. Daher ist es für öffentliche 
Verwaltungen notwendig zu überlegen, 
welche Punkte die eigene Arbeitgeber- 
Attraktivität im Einzelnen ausmachen. Dazu 
zählen beispielsweise ein sicheres Einkom­
men, lebenslange Weiterbildungsmöglich­
keiten, flexible Arbeitsmodelle oder eine 
sinnorientierte Tätigkeit. In einem nächsten 
Schritt müssen diese Attraktivitätsmerk­
male offensiv nach innen und außen kom­
muniziert werden. Oft sind zwar gute An­
gebote vorhanden, aber im Haus nicht so 
recht bekannt, weil Informationen nicht 
weitergegeben werden oder es nicht die 
richtigen Kommunikationswege gibt. Hier 
empfiehlt es sich, regelmäßig mehrere Ka­
näle zu „bespielen“, wie das Intranet, das 
Schwarze Brett oder die Mitarbeiterzeitung. 
Zusätzlich sollten Informationen stets auch 
mündlich weitergegeben werden. Eine 
wichtige Rolle spielt zudem, ob Personal­
abteilungen serviceorientiert und proaktiv 
auf Beschäftige zugehen.  
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20	 Weitere Informationen: 
www.kompetenz 
zentrum-bw.de/FFBetr/
Infomaterial/detail.
asp?20141111.3.xml  
(26. Januar 2015).

21	 Zum Jahresbeginn 2015 
sind das Regierungs­
präsidium Karlsruhe 
(1 800 Beschäftigte), das 
Landratsamt Enzkreis 
(900 Beschäftigte) und 
die Staatstheater Stutt­
gart (1 200 Beschäftigte) 
in das Programm einge­
stiegen. Weitere Arbeit­
geber haben ihr Interesse 
bekundet.

Was die Kommunikation nach außen be­
trifft, so schöpfen öffentliche Arbeitgeber 
nicht alle Möglichkeiten aus, sich in Stellen­
anzeigen oder auf der Internetseite mit 
ihren mitarbeiterorientierten Angeboten 
als attraktiver Arbeitgeber zu präsentieren. 
Einige Verwaltungen nutzen Zertifizierungs­
maßnahmen, um sich als familienbewusster 
Arbeitgeber zu positionieren, vernetzen sich 
mit anderen Arbeitgebern und lokalen 
Akteuren zum Erfahrungsaustausch und 
zum Aufbau von Kooperationen. Sie sind 
auch auf Job- und Karrieremessen präsent, 
arbeiten mit Schulen, Fachhochschulen und 
Universitäten im Rahmen von Projekten, 
Lehrveranstaltungen, Praktika oder Diplom- 
und Doktorarbeiten zusammen. Die Stadt 
Mannheim hat sich umfassend mit dem 
Thema Arbeitgebermarketing befasst und 
das Projekt „Employer Branding – die Ent­
wicklung einer einprägsamen Arbeitgeber­
marke STADTMANNHEIM²“ initiiert. Unter 
wissenschaftlicher Begleitung wurde zu­
nächst das interne und externe Image er­
hoben und analysiert. Darauf aufbauend 
wurde eine zielgruppenspezifische Werbe­
strategie entwickelt, die nun unter anderem 
für Stellenausschreibungen genutzt wird.20

Es entstehen Daueraufgaben, aber es lohnt 
sich: das „Programm familienbewusst und 
demografieorientiert“

Basierend auf den Informations- und Bera­
tungserfahrungen des Kompetenzzentrums 
Beruf & Familie Baden-Württemberg ist ein 
Konzept zur umfassenden Prozessbegleitung 
von Arbeitgebern entstanden: Das „Programm 
familienbewusst & demografieorientiert“ ist 
ein mehrstufiges Verfahren zur Organisations­

entwicklung. Es richtet sich an Arbeitgeber, 
die ihre Personalpolitik und Personalführung 
weiterentwickeln und dabei einen besonderen 
Fokus auf die Vereinbarkeit von Beruf und 
Familie sowie auf die Gestaltung alternsge­
rechter Arbeitsbedingungen richten wollen. 
Im Programm durchlaufen Arbeitgeber insge­
samt sechs Phasen (Übersicht 3): Die Gesamt­
dauer des Programms – vom Erstgespräch bis 
zum Bilanzworkshop – beträgt durchschnittlich 
1,5 bis 2 Jahre. 

Seit Anfang 2013 durchlaufen sechs Arbeit­
geber das Programm (Fotocollage): Das 
Landratsamt Göppingen als Modellstandort 
(900 Beschäftigte) hat den Prozess bereits er­
folgreich abgeschlossen. Die Stadtverwaltung 
Waldkirch (350 Beschäftigte), das Landratsamt 
Ravensburg (1 100 Beschäftigte), die Energie­
versorgung Filstal GmbH & Co.KG (200 Be­
schäftigte), das Landratsamt Böblingen mit 
Abfallwirtschaftsbetrieb (1 900 Beschäftigte) 
und das Regierungspräsidium Stuttgart 
(2 700 Beschäftigte) befinden sich in der 
Umsetzungsphase.21

Als Modellstandort konnte das Landratsamt 
Göppingen die Wiederbesetzungssperre auf­
heben, die bis dahin zu erheblichen Belas­
tungssituationen der Beschäftigten führte. Für 
die Führungskräfte fanden spezielle Fortbil­
dungsveranstaltungen zum Thema statt, die 
auch dazu dienten, das bestehende Leitbild 
des Landratsamts um einen entsprechenden 
Baustein zu ergänzen. Darüber hinaus verbes­
serte das Landratsamt den Planungsprozess 
bei Elternzeit und Wiedereinstieg von Beschäf­
tigten, organisierte Ferienbetreuungsangebote 
zusammen mit lokalen Partnern und führte 
eine Veranstaltungsreihe zu „Beruf und Ange­
hörigenpflege“ durch. „Unsere Erfahrung ist: 

 

 
 
 

 
 

Herzliche Einladung zum Netzwerktreffen  
Programm familienbewusst & demografieorientiert 

4. November 2014, Stuttgart 
 
 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Programmverantwortliche,  
 

unser Programm familienbewusst & demografieorientiert 
begleitet Ihre Personalarbeit nun schon seit einigen Mona-
ten. Viele intensive Gespräche haben Sie geführt, viele 
Ideen entwickelt und viele Umsetzungsschritte gemacht – 

Zeit also, um ein erstes Resümee zu ziehen. Wir laden Sie daher am 4. November 2014 von 
12.30-17.00 Uhr herzlich ins Statistische Landesamt, Böblinger Str. 68, in Stuttgart ein.  
 

Den gemeinsamen Nachmittag wollen wir nutzen, um Erfahrungswerte auszutauschen. Wir 
möchten Ihnen die Gelegenheit geben, Ihre Ansätze und Erfolge vorzustellen, aber auch 
Herausforderungen oder „Stolpersteine“ zu diskutieren. Zudem soll das Netzwerktreffen Ge-
legenheit bieten, neue Themen anzusprechen, die aktuell auf Ihrer Agenda stehen. Und zu 
guter Letzt sind wir natürlich neugierig, welches Fazit Sie zum Programmablauf und zu unse-
rer fachlichen Unterstützung ziehen.   
 

Es erwartet Sie ein abwechslungsreicher Ablauf, der Einblicke in die Arbeit aller Programm-
teilnehmenden bietet. Bitte teilen Sie uns bis zum 17. Oktober 2014 mit, welche Personen 
aus Ihrem Haus teilnehmen möchten, am besten per Mail an lucill.simak@stala.bwl.de. 
Wir freuen uns auf den Tag mit Ihnen allen und wünschen Ihnen bis dahin eine gute Zeit! 
 

Herzliche Grüße 
Ihr Erich Stutzer, Leiter der FamilienForschung Baden-Württemberg 
Ihre Christine Ehrhardt, Lucill Simak, Sabrina Stula, Kompetenzzentrum Beruf & Familie BW 
 

Programmstandorte im „Programm familienbewusst & demografieorientiert“. Oben v.l.n.r.: Landratsamt Göppingen, Stadt Waldkirch, Landratsamt Ravensburg;  
unten v.l.n.r.: Energieversorgung Filstal GmbH & Co.KG, Landratsamt Böblingen, Regierungspräsidium Stuttgart.

Fotos: Kompetenzzentrum Beruf & Familie Baden-Württemberg
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Durch das Programm entstehen viele Dauer­
aufgaben, die viel Einsatz erfordern, aber es 
lohnt sich!“, so Hauptamtsleiterin Brigitte Kreß 
vom Landratsamt Göppingen beim 1. Netzwerk­
treffen der Programmstandorte im November 
2014 in Stuttgart (Foto). 

Fazit

Angesichts von Belegschaftsalterung, drohen­
dem Wissensverlust und verschärftem Wett­
bewerb um Fachkräfte ist die Modernisierung 
der Personalpolitik in der öffentlichen Verwal­
tung eine große Herausforderung. Zukunfts­

themen, die die Personalverantwortlichen 
heute und in den nächsten Jahren beschäfti­
gen, sind unter anderem die Entwicklung einer 
mitarbeiterorientierten Personalpolitik, Arbeit­
gebermarketing, alternsgerechte Arbeitsbedin­
gungen, Gesundheitsförderung sowie internes 
Wissens- und Übergangsmanagement. 

Da jede Verwaltung jedoch von den Konse­
quenzen des demografischen und sozialen 
Wandels in unterschiedlicher Art und Weise 
betroffen ist, basiert eine erfolgreiche Strate­
gie auf einer differenzierten Betrachtung der 
eigenen Ausgangssituation. Dazu ist es zu­
nächst notwendig, sich Daten und Informatio­
nen über demografische und soziale Verände­
rungsprozesse zu beschaffen bzw. zu generieren 
und diese Informationen zu analysieren. Auf 
dieser Grundlage können schließlich passende 
Maßnahmen entwickelt und umgesetzt werden. 

Die Erfahrung der Projektbegleitung zeigt, 
dass ein solcher Organisationsentwicklungs­
prozess dann erfolgversprechend ist, wenn 
dieser von der Hausspitze getragen, dialog­
orientiert angelegt ist und transparent kom­
muniziert wird. Führungskräfte und Beleg­
schaft sollten aktiv beteiligt und nach den 
eigenen Bedürfnissen und Vorschlägen für 
konkrete Handlungsansätze gefragt werden. 
Die Beteiligung hilft, die Belegschaft für an­
stehende Veränderungen zu motivieren. Vo­
raussetzung für den Erfolg ist zu guter Letzt 

Projektteam im Landratsamt Göppingen

Foto: Kompetenzzentrum Beruf & Familie Baden-Württemberg

In sechs Schritten zum zukunftsorientierten Personalmanagement –  
das „Programm familienbewusst und demografieorientiert“Ü3

Quelle: Kompetenzzentrum Beruf & Familie Baden-Württemberg
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eine realistische Ressourcenplanung. Aus­
sichtsreich sind Handlungskonzepte dann, 
wenn möglichst konkrete Ziele und Maßnah­
men formuliert und verantwortliche Akteure 
benannt sind, ein genauer Umsetzungszeit­
raum definiert ist und der Projektfortschritt 
regelmäßig evaluiert wird. Da bei kleineren 
Organisationen häufig zusätzliche Ressour­
cen für eine differenzierte Analyse der Aus­
gangssituation und Maßnahmenentwicklung 
fehlen, kann hier eine externe Begleitung 
sinnvoll sein. 

Der vorliegende Beitrag wurde im Nachrich­
tendienst des Deutschen Vereins (NDV 2015, 
S. 115–121) erstveröffentlicht und für das 
Statistische Monatsheft Baden-Württemberg 
redaktionell bearbeitet.

Weitere Auskünfte erteilen
Lucill Simak, Telefon 0711/641-21 45,
Lucill.Simak@stala.bwl.de
Sabrina Stula, Telefon 0711/641-29 59,
Sabrina.Stula@stala.bwl.de

Armuts- und Reichtumsbericht

Erstmals wird das Land Baden-Württemberg im 
Sommer 2015 einen umfassenden Bericht zu 
Armut und Reichtum mit dem Schwerpunkt 
Kinderarmut vorlegen. Das Sozialministerium 
hat den Bericht in Auftrag gegeben und die Ar­
beiten federführend koordiniert. Der dazu einbe­
rufene Landesbeirat traf sich Mitte Januar 2015 
zu einer Sitzung im Statistischen Landesamt 
im Beisein von Sozialministerin Katrin Altpeter 
MdL. Informiert wurde über den Stand der Ar­
beiten, über einen geplanten kommunalen 
Ideenwettbewerb zur Armutsbekämpfung 
sowie zu den Vorbereitungen der geplanten 
Abschlusskonferenz. Dr. Carmina Brenner, die 
Präsidentin des Statistischen Landesamtes, 
hat die Ministerin und die Beiratsmitglieder 
zuvor begrüßt. Der Bericht umfasst eine um­
fangreiche wissenschaftliche Analyse zu Armut 
und Reichtum in Baden-Württemberg, welche 
die FamilienForschung (FaFo) im Statistischen 
Landesamt erstellt. Darüber hinaus wird der 
Bericht auch Beiträge der Beiratsmitglieder und 
Empfehlungen und Maßnahmen der Landes­
regierung enthalten. Am 27. Juli 2015 findet 
die dritte Konferenz zum Armuts- und Reich­
tumsbericht im Hospitalhof in Stuttgart statt.

Der Beirat 

Die von Sozialministerin Katrin Alt-
peter MdL einberufenen Mitglieder 

des Landesbeirats für Armutsbekämpfung 
und Prävention Baden-Württemberg sind: 

die sozialpolitischen Sprecher der Land­
tagsfraktionen, die Liga der freien Wohl­
fahrtspflege Baden-Württemberg, der 
Landesseniorenrat Baden-Württemberg, 
der Landesfamilienrat Baden-Württem­
berg, der Landesverband Baden-Württem­
berg des Deutschen Kinderschutzbundes, 
der Landesfrauenrat Baden-Württemberg, 
die Landesarmutskonferenz Baden-Würt­
temberg, Städte-, Landkreis- und Gemein­
detag Baden-Württemberg, der Kommu­
nalverband für Jugend und Soziales 
Baden-Württemberg, der Deutsche Ge­
werkschaftsbund Baden-Württemberg, 
die Landesvereinigung der baden-würt­
tembergischen Arbeitgeberverbände, 
das Staatsministerium Baden-Württem­
berg, das Ministerium für Kultus, Jugend 
und Sport sowie das Ministerium für In­
tegration Baden-Württemberg.

kurz notiert ...

Auf der letzten Sitzung des Landesbeirats für Armutsbekämpfung und Prävention Mitte Januar 2015 im Statistischen Landesamt mit 
Sozialministerin Katrin Altpeter und Präsidentin Dr. Carmina Brenner.	 Foto: Statistisches Landesamt


